
  

 
Vorstand 

Dr. Eckhard Ott (Vorsitzender) 

Janos Simon 

 

Sitz 

Linkstraße 12 

10785 Berlin 

info@dgrv.de 

www.dgrv.de 

+49 30 726220-900 

Vereinsregister-Nr. VR 20565 B 

Steuer-Nr. 27/622/50340 

Lobbyregister-Nr. R001349 

 

 

 

 

 

 

Entwurf der Europäischen Kommission zu einer Delegierten Verordnung betref-

fend Standards für die Nachhaltigkeitsberichterstattung nach der Corporate 

Sustainability Reporting Directive (CSRD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme zu zum Entwurf der EU-Kom-

mission zu einer Delegierten Verordnung für EU-Nachhaltigkeitsberichterstattungsstan-

dards (EU Sustainability Reporting Standards, ESRS). An der Konsultation der ersten 

Entwurfsfassung, die die EFRAG im April 2022 veröffentlicht hatte, hatten wir uns gleich-

falls beteiligt. Wir begrüßen sehr, dass der Vorschlag der EU-Kommission einige wesent-

liche Änderungen gegenüber den von der EFRAG entworfenen Standards vorsieht, mit 

denen insbesondere die Belastung der berichtspflichtigen Unternehmen reduziert werden 

soll. Dennoch verbleibt aus unserer Sicht weiterhin erheblicher Nachbesserungsbedarf in 

einigen wichtigen Themen. 

Der DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. ist Spitzenprü-

fungsverband der ländlichen und gewerblichen Waren- und Dienstleistungsgenossen-

schaften sowie der Genossenschaftsbanken. Über den DGRV sind rund 5.330 Genos-

senschaften mit ca. 900.000 Arbeitnehmern und 20 Millionen Mitgliedern organisiert. 

Das Thema Nachhaltigkeit ist seit jeher im Genossenschaftssektor verankert. Genossen-

schaften sind demokratisch verfasste, solide und langfristig angelegte Unternehmen. Sie 

fördern ihre Mitglieder und sind nicht an der Maximierung von Dividenden oder Kapitalin-

teressen orientiert. Dies führt zu den seriösen und bodenständigen Geschäftsmodellen 

von Genossenschaften. Auch aufgrund der im Genossenschaftsgesetz verankerten Mit-

gliederorientierung unterstützen die Genossenschaften die Sustainable Development 

Goals der Vereinten Nationen ausdrücklich. Daher begrüßen wir auch die Zielsetzung 

von Nachhaltigkeitsstandards, die den Wandel zu einer nachhaltigen Wirtschaft unter-

stützen sollen. 
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Aus unserer Sicht sind in diesem Zusammenhang die im Folgenden genannten Aspekte 

besonders kritisch hervorzuheben: 

Entwurf passt nicht auf mittelständisch geprägte Unternehmen 

Der vorliegende Entwurf für EU-Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards ist nach wie 

vor eher auf große internationale Konzerne ausgerichtet und passt daher nicht auf ber-

ichtspflichtige mittelständische Unternehmen. Die Berichtsanforderungen müssen aber 

gerade für die berichtspflichtigen mittelständisch geprägten nicht-kapitalmarktorientierten 

Unternehmen leistbar sein. Formellem Aufwand muss auch ein konkret messbarer 

Nutzen aus Sicht der Stakeholder gegenüberstehen. Dabei unterscheiden sich die Stake-

holder bei nicht-kapitalmarktorientierten Unternehmen in der Regel deutlich von denen 

der großer kapitalmarktorientierten Unternehmen. Es handelt sich dabei vielfach im Wes-

entlichen um lediglich regionale und bekannte Stakeholder(-gruppen). Aufgrund dessen 

ist bei nicht-kapitalmarktorientierten Unternehmen eine deutlich abgestufte und adress-

atenorientierte Berichterstattung erforderlich, die den Austausch zur Verbesserung der 

Nachhaltigkeitsleistung fördert. Hier besteht aus unserer Sicht noch erheblicher Na-

chbesserungsbedarf. 

Zudem muss im Hinblick auf die künftigen KMU-Standards sichergestellt werden, dass 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU) von übermäßigen und unangemessenen Anfor-

derungen verschont sein werden. So wird zwar in der Begründung zum Entwurf der Del-

egierten Verordnung auf Seite 2 unter vii) hervorgehoben “not specify disclosures that 

would require undertakings to obtain information from SMEs in their value chain that ex-

ceeds the information to be disclosed pursuant to the sustainability reporting standards 

for SMEs“. Allerdings findet sich diese harte Anforderung weder im Verordnungstext 

selbst noch im Anhang wieder. Insofern sehen wir die große Gefahr, dass die insbeson-

dere von Großunternehmen entwickelten Standards – trotz aller gegenteiligen politischen 

Bekundungen – sich nunmehr auch auf mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktorien-

tierte Unternehmen und schrittweise auf KMUs erstreckt werden. Aufgrund des dann pro-

portional höheren Kostenblocks zur Umsetzung der ESRS besteht konkret die Gefahr 

von Wettbewerbsnachteilen. Wir schlagen vor, die oben genannte Anforderung daher 

auch im Verordnungstext inkl. bei den Detailanforderungen im Anhang als einzuhaltende 

Nebenbedingung zu verankern, zumal Standards für KMU erst zu einem späteren Zeit-

punkt entwickelt werden sollen. 

Wichtig ist auch, dass neben Umwelt (E), Sozialem (S) und Unternehmensführung (G) 

die wirtschaftliche Nachhaltigkeit der Aktivitäten nicht außer Acht gelassen wird. Dies 

kommt unseres Erachtens in den Entwürfen nach wie vor zu kurz.   
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Umfang der Berichtspflichten kaum leistbar insbesondere für mittelständisch ge-

prägte nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen 

Ursprünglich war in der CSR-Richtlinie die Pflicht zur Berichterstattung nur auf Unterneh-

men von öffentlichem Interesse (Banken, Versicherungen, kapitalmarktorientierte Unter-

nehmen) mit gleichzeitig mehr als 500 Mitarbeitern beschränkt, während kleine und mitt-

lere Unternehmen (KMU) davon ausgenommen waren, um diese von gesetzlichen Vor-

gaben auf europäischer Ebene zu entlasten (vgl. Erw.-Gr. 13 und 14 der Richtlinie 

2014/95/EU). Neben einer etwaigen Einteilung in Größen- oder sonstige Cluster ist es 

aus unserer Sicht vor allem wichtig, den Stakeholdern nur die für diese relevanten Infor-

mationen zu ESG zu berichten. Welche Informationen dies im Detail sind, werden sich 

aus den Geschäftsfeldern, in denen das Unternehmen tätig ist, ergeben. Ein "One size 

fits all“-Ansatz ist hier fehl am Platz.  

Mit der Überarbeitung der Corporate Sustainability Reporting Directive (CSRD) werden 

künftig zudem deutlich mehr Unternehmen zur Berichterstattung verpflichtet. Allein in 

Deutschland wird sich der Kreis der berichtspflichtigen Unternehmen verdreißigfachen, 

von derzeit ca. 500 auf künftig ca. 15.000 Unternehmen (vgl. DRSC Stellungnahme zum 

Richtlinienvorschlag der Europäischen Kommission “Corporate Sustainability Reporting” 

v. 26.05.2021). Dies bedeutet, dass auch mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktori-

entierte Unternehmen (z.B. mit nur 250 Mitarbeitern und 40 Mio. EUR Bilanzsumme) die 

gleichen Anforderungen an die Berichterstattung bewältigen müssen wie große internati-

onal tätige Konzerne.  

Der Umfang des Entwurfs zu EU-Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (zwei An-

hänge mit insgesamt 280 Seiten) spricht leider eine andere Sprache. Zwar wurden die 

verpflichtenden Berichtsanforderungen und Datenpunkte gegenüber den Vorschlägen 

der EFRAG auf die Angaben des ESRS 2 (vgl. ESRS 1-E, Tz. 29) reduziert, aber für 

mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen bedeuten diese im-

mer noch eine große Herausforderung, sowohl was die IT-Umsetzung betrifft wie auch 

dafür notwendige personelle Kapazitäten, die zudem auch über entsprechendes Fach-

Knowhow verfügen müssen. Verschärfend kommt ein Fachkräftemangel hinzu. 

In den Entwürfen fehlt zudem ein verhältnismäßiger Ansatz, da in den Anforderungen 

nicht zwischen großen internationalen Unternehmen und kleineren Unternehmen, die 

"nur" 250 Mitarbeiter haben, differenziert wird. Während maximal große kapitalmarktori-

entierte Unternehmen ggf. heute schon über entsprechende Ressourcen verfügen, müss-

ten insbesondere mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen 

hierfür enorme zusätzliche Kapazitäten aufbauen, um die komplexen Berichtsanforde-

rungen bewältigen zu können. Die aktuell eingefügten Erleichterungen für Unternehmen 
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mit weniger als 750 Mitarbeitern im ersten Berichtsjahr der erstmaligen ESRS-Anwen-

dung reichen unseres Erachtens nicht aus. Somit würden gerade mittelständische bzw. 

nur regional tätige Unternehmen, die schon heute mit einer sehr dünnen Personaldecke 

agieren müssen, hier zusätzlich belastet. Potenziell von der Berichtspflicht betroffene mit-

telständisch geprägte nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen werden diese Fülle an 

Informationen kapazitätsmäßig nicht bewältigen können. Wir plädieren daher für einen 

Ansatz in den Berichtsstandards, in dem die Größe, Komplexität und den Risikogehalt 

des berichtenden Unternehmens zwingend berücksichtigt wird. Eine Beibehaltung der 

Unterscheidung nach Unternehmen mit weniger als 750 Mitarbeitern ist aus unserer Sicht 

dauerhaft erforderlich, um hier eine größere Differenzierung zu erreichen. Des Weiteren 

muss für alle Unternehmen, die künftig unter die CSRD fallen, ein "Hineinwachsen" in die 

neuen Berichtsanforderungen möglich sein. Daher sollte unseres Erachtens eine gestaf-

felte Einführung der neuen Anforderungen auf alle Unternehmen - unabhängig von dem 

jeweiligen Erstanwendungszeitpunkt - klargestellt werden. 

Darüber hinaus werden die Anforderungen an die Berichterstattung aus Lieferketten auch 

Einfluss auf die Leistungsfähigkeit und Resilienz von KMUs haben, da sie erhebliche Ka-

pazitäten weg vom nachhaltigen Geschäftsbetrieb und Sicherung der Existenz hin zur 

Nachhaltigkeitsberichterstattung gegenüber ihren Kunden verlagern müssen. Wir regen 

daher an, in der Europäischen Union liegende Wertschöpfungsketten von der Berichtser-

stattung aus Lieferketten vollständig auszunehmen. 

Zudem sehen wir die Gefahr, dass die unübersichtliche Masse an Anforderungen, unbe-

stimmten Rechtsbegriffe und Widersprüchen das Klagerisiko gegenüber berichtspflichti-

gen Unternehmen unkalkulierbar steigen lässt. 

Standards zur Nachhaltigkeitsberichterstattung bedürfen einer klaren prinzipien-

orientierten, proportionalen und praxisgerechten Orientierung  

Ein für die Nachhaltigkeitsberichterstattung zu schaffendes Rahmenwerk muss unbedingt 

prinzipienorientiert sein und proportional zur Unternehmensgröße ausgestaltet und an-

wendbar sein. Diese Differenzierung ist in der europäischen Finanzberichterstattung ge-

lebte Praxis und hat sich bewährt und sollte daher auch für die Nachhaltigkeitsberichter-

stattung übernommen werden. Diese essenziellen Bedingungen sehen wir nur sehr ein-

geschränkt in den Entwürfen gegeben. Auch wenn davon nicht alle Anforderungen ver-

pflichtend sein sollen, verbleibt mit den Anforderungen von ESRS 2 eine aus unserer 

Sicht immer noch sehr große Anzahl an offenzulegenden Informationen, die nunmehr für 

alle verpflichtend sind, unabhängig von der Unternehmensgröße und vom Ergebnis der 

Wesentlichkeitsanalyse. Hier sollte aus unserer Sicht noch einmal nachgeschärft werden, 

insbesondere aus dem Blickwinkel der kleinsten von diesen Anforderungen betroffenen 

Unternehmen.  
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Der Aufbau der Entwürfe ist zudem leserunfreundlich, da sich die vorgesehene Struktur 

(übergeordnete Standards und Aufteilung in die Kategorien E, S und G) innerhalb der 

vielen Dokumente mit diversen Einzelanforderungen, Querverweisen zu anderen Anfor-

derungen, Referenzierungen auf externe Quellen etc. verliert. 

Für national tätige Unternehmen hat sich z.B. der Deutsche Nachhaltigkeitskodex (DNK) 

als geeignetes und praxisgerechtes Rahmenwerk und gute Basis für die Berichtsanfor-

derungen erwiesen. Daher plädieren wir dafür, dass es unterhalb der Berichtspflichten 

für kapitalmarktorientierte Unternehmen für nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen al-

ternativ zu den europäischen Berichtsstandards zulässig ist, weiterhin nationale Stan-

dards wie den des Deutschen Nachhaltigkeitskodex anzuwenden und empfehlen, eine 

Weiterentwicklung des DNK alternativ zu den jetzigen Vorschlägen europäischer Be-

richtsstandards zu prüfen.  

Parallel stattfindende Regulierungsflut führt zu Überlastungen, insbesondere bei 

mittelständisch geprägten nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen 

Wir weisen darauf hin, dass parallel zur CSRD und den damit vorgesehenen ESRS be-

reits diverse andere Nachhaltigkeitsberichtsanforderungen existieren oder in naher Zu-

kunft kommen werden, die ebenfalls von den Unternehmen erfüllt werden müssen. Hier 

ist insbesondere an die heute schon bestehenden Berichtspflichten nach der Taxonomie-

Verordnung („grüne" Kennzahlenermittlung und -offenlegung gem. Art. 8) zu denken, die 

die Unternehmen aktuell vor große Herausforderungen stellen. Angekündigt sind bereits 

die europäische Richtlinie zur Corporate Sustainability Due Diligence (CSDDD), die Ein-

richtung eines European Single Access Points (ESAP) oder die noch zu erwartenden 40 

sektorspezifischen Standards der EFRAG, um nur einige Beispiele zu nennen. Mit dieser 

Flut an Detailinformationen auf Basis unterschiedlicher Regelwerke und Anforderungen 

(mit teilweise ähnlichen, aber nicht identischen Erwartungen) werden die Unternehmen 

in den nächsten Jahren – teilweise zeitgleich – konfrontiert werden, was insbesondere 

bei mittelständisch geprägten nicht-kapitalmarktorientierten Unternehmen zu einer weite-

ren Überlastung führt. Hinzu kommt, dass große Unternehmen ihre Berichtspflichten an 

mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen weitergeben, auch 

wenn letztere nicht immer direkt von diesen Pflichten betroffen sind (vgl. z.B. Interview 

mit Christian Jöst "Jeder Kunde schickt einen anderen Fragebogen", abrufbar unter 

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/steuer-und-finanzpoli-

tik/sustainable-finance-taxonomie-ein-dossier-fuer-die-betriebliche-praxis/-jeder-kunde-

schickt-einen-anderen-fragebogen--75270).  

Für europäische Unternehmen, die im Wettbewerb mit Unternehmen stehen, die nicht 

der europäischen Regulierungsflut unterliegen, bedeutet dies darüber hinaus einen mas-

https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/steuer-und-finanzpolitik/sustainable-finance-taxonomie-ein-dossier-fuer-die-betriebliche-praxis/-jeder-kunde-schickt-einen-anderen-fragebogen--75270
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/steuer-und-finanzpolitik/sustainable-finance-taxonomie-ein-dossier-fuer-die-betriebliche-praxis/-jeder-kunde-schickt-einen-anderen-fragebogen--75270
https://www.dihk.de/de/themen-und-positionen/wirtschaftspolitik/steuer-und-finanzpolitik/sustainable-finance-taxonomie-ein-dossier-fuer-die-betriebliche-praxis/-jeder-kunde-schickt-einen-anderen-fragebogen--75270
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siven Wettbewerbsnachteil. Auch vor dem Hintergrund der aktuellen Krise – z.B. Lie-

ferengpässe und hohe Energiepreise - unter der insbesondere mittelständisch geprägte 

nicht-kapitalmarktorientierte Unternehmen leiden, wäre aus unserer Sicht eine Atem-

pause bei der Regulierung dringend geboten.  

Übernahme von Best Practices und Empfehlungen (z.B. der TCFD) in die Pflichtbe-

richterstattung ist abzulehnen 

Die Übernahme von Empfehlungen, z.B. der Task Force on Climate-related Financial 

Disclosures (TCFD), in die verpflichtende Berichterstattung ist abzulehnen. Es ist zwar 

unbestritten, dass das Ziel des Übereinkommens von Paris, die Erderwärmung auf 1,5°C 

zu begrenzen, für alle Unternehmen Priorität haben muss. Der vorliegende Entwurf bein-

haltet, dass diese bislang freiwilligen Empfehlungen, die auf große international ausge-

richtete Konzerne ausgerichtet sind, nunmehr verpflichtend, wie z.B. eine umfangreiche 

CO2-Bilanzierung, Offenlegung von bedenklichen und schädlichen Stoffen [ESRS E2-E] 

– von allen berichtspflichtigen Unternehmen (und somit auch von mittelständischen bzw. 

nur regional tätigen Unternehmen, die nur 250 Mitarbeiter haben) einzuhalten sind. Hier 

besteht aus unserer Sicht eine große Diskrepanz, nicht nur in den dafür notwendigen 

Kapazitäten, sondern auch in den dafür zu installierenden und vorzuhaltenden Prozessen 

und Systemen. Zudem widerspricht dieser Ansatz auch dem EU-Ziel „Vorfahrt für KMU“, 

da nunmehr insbesondere mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktorientierte Unter-

nehmen von einem erheblichen bürokratischen Aufwand betroffen wären. Darüber hinaus 

wird nachhaltiges Handeln heute bspw. auch schon von Verbrauchern aktiv eingefordert, 

sodass Unternehmen bereits von sich aus ein Interesse haben, Nachhaltigkeit in die Un-

ternehmenspolitik einzubeziehen. 

Übernahme der Empfehlungen des TCFD bedeutet sehr große Herausforderung in 

Bezug auf CO2-Bilanzierung 

Für die geforderte Angabe zur 1,5°-Kompatibilität möchten wir darauf hinweisen, dass 

hierfür zwingend eine CO2-Bilanzierung erforderlich würde. Derzeit haben viele Unter-

nehmen keine explizite Ausrichtung am 1,5°-Ziel, sondern – auch im Einklang mit der 

nationalen Gesetzgebung und den nationalen Sektorenzielen – an einer Reduktion des 

CO2-Ausstoßes bis zum Jahr 2045. Die parallele Darstellung beider Rechenwerke ver-

ursacht erhebliche Zusatzkosten und würde auch zu unnötiger Komplexität gerade bei 

mittelständisch geprägten Unternehmen führen.  

Darüber hinaus sind insbesondere die Berichtsanforderungen zu Scope 3 für mittelstän-

disch orientierte Unternehmen enorm hoch, da nicht alle Vorgänge entlang der Wert-

schöpfungskette dem zu bilanzierenden Unternehmen bekannt sind und / oder von die-

sem überhaupt beeinflusst werden können und insofern diese Emissionen nur sehr 
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schwer zu bilanzieren sind. Hier möchten wir daran erinnern, dass hierfür auf europäi-

scher und nationaler Ebene entsprechende fachliche Vorgaben bereits angekündigt sind.  

Zudem benötigen die Berichtspflichtigen für die Adaption auf ihr Unternehmen ausrei-

chend Zeit. Darüber hinaus schlagen wir vor, alternative CO2-Einsparziele (wie z.B. THG-

Reduktion) zuzulassen. 

Vorgaben zu Interessengruppen nicht sachgerecht 

Gemäß ESRS 1-E, Tz. 22 umfasst der zu berücksichtigende Anwenderkreis alle „Stake-

holder“, die das Unternehmen beeinflussen oder von ihm beeinflusst werden können. 

Dafür werden die Nutzer der Nachhaltigkeitsberichterstattung in zwei Hauptgruppen un-

terteilt: zum einen in betroffene Stakeholder (Individuen oder Gruppen, deren Interessen 

von den Aktivitäten des Unternehmens und dessen direkten oder indirekten Geschäfts-

beziehungen entlang der Wertschöpfungskette betroffen sind oder sein können) und zum 

anderen in Nutzer von Nachhaltigkeitsinformationen (z.B. Investoren, Zivilgesellschafts-

organisationen, Akademiker, Analysten). Diese Unterscheidung ist unseres Erachtens, 

wenn überhaupt, nur bei großen kapitalmarktorientierten Unternehmen sinnvoll. Bei Ge-

nossenschaften mit regionaler Ausrichtung sind hingegen hauptsächlich die Mitglieder 

auch die primären Nutzer von Nachhaltigkeitsberichten, da sie aufgrund ihrer Mitglied-

schaft ein unmittelbares Interesse daran haben, das Wirtschaftsgeschehen in einer Ge-

nossenschaft zu beeinflussen, oder auch Mitarbeiter der Genossenschaft. Weitere Sta-

keholder hingegen (wie z.B. NGOs) können zwar ebenfalls ein (nachvollziehbares) Inte-

resse an Nachhaltigkeitsberichten haben. Diese sind aber nur sekundäre Leser und dür-

fen daher nicht der Zielgruppe zur Definition von Nachhaltigkeitsanforderungen für die 

Berichterstattung gleichgestellt werden.  

Zudem ist der sehr weit definierte Anwenderkreis wenig praktikabel, da die Informations-

bedürfnisse der beiden Hauptgruppen und auch innerhalb der Hauptgruppen sehr unter-

schiedlich sein dürften. Die in den ESRS definierten Berichtsanforderungen orientieren 

sich nach unserer Einschätzung eher an den maximalen Informationsbedürfnissen des 

Adressatenkreises, was im Widerspruch zu einer proportionalen Anwendbarkeit steht.  

Kein Einbezug bzw. Abstellen auf nationale Gesetze möglich 

In Deutschland gibt es zahlreiche Verordnungen und Gesetze, die diverse Aspekte aus 

dem Entwurf (insbesondere aus ESRS-E S1 und S2) bereits normativ regeln wie bspw. 

das Tarifvertragsgesetz, Arbeitszeitgesetz, Betriebsverfassungsgesetz etc. Aufgrund des 

Gesetzescharakters sehen wir keinen Mehrwert in der Offenlegung von bereits gesetzlich 

geregelten Anforderungen, die für alle Unternehmen gelten. Stattdessen ist eine derartige 
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Berichterstattung für betroffene Unternehmen, die bspw. kleiner bzw. ausschließlich re-

gional tätig sind, nur mit erheblichem Aufwand darstellbar. Wir sehen die große Gefahr, 

dass hier ein formaler Moloch geschaffen wird, der insbesondere mittelständische bzw. 

ausschließlich regional tätige Unternehmen vor enorme bürokratische Herausforderun-

gen stellt, ohne jedoch echten Mehrwert zu generieren. Darüber hinaus finden die bereits 

seit je her praktizierten genossenschaftlichen Werte bisher keine Berücksichtigung. Das 

genossenschaftliche Geschäftsmodell sieht den Vorrang des Menschen und des sozia-

len Zwecks vor dem Gewinn, die Reinvestition des größten Teils der Gewinne und Über-

schüsse zur Durchführung von Aktivitäten im Interesse der Mitglieder/Nutzer ("kollektives 

Interesse") oder der Gesellschaft insgesamt ("allgemeines Interesse") sowie eine „demo-

kratische und/oder partizipatorische Führung" vor. Diese wichtigen genossenschaftlichen 

Prinzipien sind unbestreitbare Grundlage der Tätigkeit einer Genossenschaft. Vor diesem 

Hintergrund ist der Entwurf unseres Erachtens zu starr und sollte dringend optionaler und 

einfacher ausgestaltet werden, um auch nationale Gesetze und Rahmenwerke angemes-

sen zu berücksichtigen und für mittelständisch geprägte nicht-kapitalmarktorientierte Un-

ternehmen handhabbar zu sein.  

Unzureichende Kosten-/Nutzen-Analyse im Vorfeld  

Gemäß CSRD sollten die technischen Empfehlungen der EFRAG in einem einwandfreien 

Verfahren mit angemessener öffentlicher Aufsicht und Transparenz, einschließlich Kos-

ten-Nutzen-Analysen, erarbeitet werden (vgl. Erw.-Gr. 34 CSRD). Dieses Verfahren 

wurde erst ausgeschrieben, als die Entwürfe bereits kurz vor ihrer Veröffentlichung stan-

den. Der kurze Zeitraum zur Durchführung der Analyse hatte auch negativen Einfluss auf 

die Rückmeldungen, wonach von ursprünglich 2.000 kontaktierten Interessenvertretern 

sich lediglich 115 an den Antworten beteiligten (vgl. „Cost-benefit analysis of the First Set 

of draft European Sustainability Reporting Standards “, S. 1).  

Gemäß Analyse werden die zusätzlichen Kosten für ein durchschnittliches Unternehmen 

aufgrund der Einführung des ESRS auf etwa 320.000 EUR pro Jahr geschätzt. Die tat-

sächliche Belastung dürfte nach unserer Einschätzung allerdings für die meisten Unter-

nehmen um einiges höher liegen, da neben internem Ressourcenaufbau und externen 

Unterstützungsleistungen bspw. auch entsprechende Prozesse und Strukturen innerhalb 

der Unternehmen aufgesetzt werden müssen, die ebenfalls Aufwand verursachen. Ins-

besondere werden in der Analyse die Kosten für die Erstellung und die Prüfung zur Ab-

deckung von Scope 1, 2 und 3 sowie der THG-Gesamtemissionen (DR E1-6) als beson-

ders hoch eingeschätzt. Hinzu kommen weitere Unsicherheiten hinsichtlich der Wesent-

lichkeitsbewertung, der Abdeckung bestimmter zukunftsorientierter Aspekte (z. B. Pläne 

zur Eindämmung des Klimawandels und Anpassungspläne) und standardisierter Metho-

den zur Messung bestimmter quantitativer Indikatoren, die sich in der Praxis auf die Kos-
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ten auswirken werden (vgl. „Cost-benefit analysis of the First Set of draft European Sus-

tainability Reporting Standards“, S. 3). Die Analyse kommt zu dem Ergebnis, dass insge-

samt die Kosten auf kurze Sicht deutlich sichtbarer, greifbarer und messbarer sind, wäh-

rend der Nutzen des ESRS größtenteils immaterieller und nicht messbarer Art ist, von 

anderen legislativen und nichtlegislativen Entwicklungen abhängt und erst mittel- bis 

langfristig zutage treten wird (vgl. „Cost-benefit analysis of the First Set of draft European 

Sustainability Reporting Standards “, S. 4). Vor dem Hintergrund dieses Ergebnisses 

sollte aus unserer Sicht dringend über Reduzierungen in der Komplexität in den ESRS-E 

nachgedacht werden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die aktuell vorliegende Entwurfsfassung 

für Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (wobei dies nur die erste ist, weitere sol-

len bekanntlich noch folgen) nach wie vor sehr umfangreich und komplex ist, dass zu 

befürchten ist, dass die Umsetzung insbesondere bei mittelständischen Unternehmen 

nicht ohne Hinzuziehung von (Nachhaltigkeits-) Beratern und damit einhergehende Kos-

ten sowie Aufbau erheblicher Kapazitäten überhaupt möglich sein wird (zu einem ähnli-

chen Ergebnis kommt die „Cost-benefit analysis of the First Set of draft European 

Sustainability Reporting Standards“, S. 2 ff.). Hier besteht die große Gefahr, dass mittel-

ständische Unternehmen zugunsten von Großunternehmen aus dem Markt gedrängt 

werden.  

Ebenso muss die Prüfbarkeit der Informationen gegeben sein, da ansonsten zusätzlicher 

(Kosten- und Personal-)Aufwand für die Unternehmen im Rahmen der Prüfung entstehen 

würde oder es immanente Prüfungshemmnisse gibt, die zur Einschränkung im Prüfungs-

urteil führen. Hier sollte unseres Erachtens nachgebessert werden 

Wir plädieren dafür, dass insbesondere nicht-kapitalmarktorientierte und nur regional tä-

tige Unternehmen alternativ zu den europäischen Vorgaben nationale Nachhaltigkeitsbe-

richtstandards wie die des angepassten DNK nutzen können. Hierfür muss aus unserer 

Sicht auf europäischer Ebene dringend eine Alternative ermöglicht werden, damit dem 

gemeinsamen Ziel hin zu mehr Nachhaltigkeit auch alle Unternehmen, unabhängig von 

ihrer Größe, im Rahmen ihrer Möglichkeiten nachkommen können. 

Freundliche Grüße 

DGRV – Deutscher Genossenschafts- und Raiffeisenverband e.V. 

gez. gez. 

Dr. Eckhard Ott i. V. Dieter Gahlen 

 


